
hergeb en . D e swegen ist j ede Stimme für Die Linke
b ei der Bundestagswahl eine Stimme gegen den
Krieg.

Die wahlarithmetischen Spielereien können
wir getro st anderen üb erlassen . Au s meiner Per-
spektive gibt e s tatsächlich zwei Lager in der Bun-
de spolitik: D as große Lager der Militärb efürwor-
ter in CDU, C SU, SPD , FDP und Bündnis9 0/Die
Grünen, die glaub en, dass die B ereitschaft zum
Einsatz von Militär eine B edingung der „ Politikfä-
higkeit“ ist, auf der einen Seite und Die Linke als
einzige Oppo sition auf der anderen Seite . Ob Mer-
kel o der Steinbrück die nächste Bunde sregierung
führen, ist dab ei weniger relevant als die Frage ,
wie stark diese linke Oppo sition im Bundestag
sein wird . D e swegen werb e ich ausdrücklich da-
für, b ei die ser Bunde stagswahl nicht nur Die Lin-
ke zu wählen, sondern sie auch mit außerp arla-
mentarischem Rückenwind zu versehen, etwa

durch Wahlaufrufe , friedenspolitische Veranstal-
tungen o der durch aktive Unterstützung im Wahl-
kampf.

Nur friedlich zu denken reicht nicht aus . E s
geht auch d arum, eine andere Politik möglich zu
machen . Und dafür bleibt Die Linke eine wichtige
Bündnisp artnerin der Friedensb ewegung und al-
ler KriegsgegnerInnen .

Ka thrin Vogler ist ist seit 19 79 DFG- VK-Mitglied,
in den 1990erJahren war sie Geschäftsführerin
des DFG-VK-Landesverbands Nordrhein- Westfa-
len und Bundessprecherin, danach war sie Ge-
schäftsführerin des Bundes für Soziale Verteidi-
gung. Seit 2009 ist sie L inke-Bundestagsabgeord-
nete. Sie kandidiert wieder für den Bundestag.
Dieser Text ist erstmals in derA usgabe 1/2013 der
DFG-VK-Zeitschrift »ZivilCo urage« ersch ienen.

Michael Schmid

Warum ich als Pazifist
keine Parteipolitik (mehr) mache
Bundestagswahl 2 01 3 : Politik. Parteien. Pazifismus?
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on 1 9 8 2 bis 1 9 9 2 war ich Mitglied der Par-
tei Die Grünen . In dieser Zeit kandidierte

ich unter anderem für sie b ei der Wahl zum Land-
tag von B aden-Württemb erg 1 9 84 im Kreis Sigma-
ringen, war 1 9 84/8 5 Kreisvorsitzender, b ei der
Landtagswahl 1 9 8 8 Zweitkandidat und b ei der
Bunde stagswahl 1 9 9 0 Kandidat im Wahlkreis 1 9 8
(Zollernalb-Sigmaringen) . D amit ist angedeutet,
dass ich mich damals durchau s für diese Partei en-
gagiert hab e , b evor ich im Frühj ahr 1 9 9 2 wieder
au sgetreten bin . Seither war ich nicht mehr Mit-
glied irgendeiner Partei, hab e b ei keinen politi-
schen Wahlen mehr kandidiert, mich an Wahlen
zwar nicht immer, ab er do ch zumeist b eteiligt.

Ab Mitte der 1 970er Jahre hatte ich b egonnen,
mich ge sellschaftspolitisch zu engagieren. Dies
geschah vornehmlich in kleinen, unabhängigen
B asisgruppen, die sich der »Dritte-Welt«-, Ökolo-
gie- und Friedensb ewegung zurechnen ließen .
Unter anderem bin ich in die ser Zeit auch Mitglied
b eim Versöhnungsbund und in der DFG-VK ge-
worden.

Meine Üb erzeugung damals wie heute war,
dass ein langfristig notwendiger ge sellschaftli-
cher Wandel nicht nur und nicht in erster Linie

üb er die Parlamente erreicht werden kann. Ohne
eine B ewu sstseinsveränderung einer B evölke-
rungsmehrheit und dem darau s entstehenden
»Druck von unten« wird da nicht viel zu machen
sein . D eshalb ist e s mir wichtig, ein vorherrschen-
de s Politikverständnis zu üb erwinden, nach dem
die einzelnen Bürgerinnen und Bürger demokra-
tische B etätigung nur in der Teilnahme b ei Wah-
len sehen . Vielmehr muss D emokratie für uns b e-
deuten, sich fortwährend in die Politik einzumi-
schen und diese nicht mehr nur Stellvertretern in
den Parlamenten zu üb erlassen .

Natürlich nahm ich wahr, d ass es eb enfalls En-
de der 1 970er Jahre insb esondere au s den Reihen
der Ökologieb ewegung Kandid aturen b ei ver-
schiedenen Wahlen gab . Schließlich wurden die
Die Grünen gegründet. Weil ich damals j eglicher
Parlamentsarb eit äußerst skeptisch gegenüb er-
stand , hab e ich mich zunächst auch daran nicht
b eteiligt, war eher intere ssierter B eob achter.

Schließlich bin ich dann do ch im Herb st 1 9 8 2
Mitglied der Grünen geworden. D as war − zumin-
de st, was den Zeitpunkt anb elangt − eine regel-
rechte B auchentscheidung : Als der damalige Bun-
de skanzler Schmidt durch ein konstruktives Miss-



trauensvotum ge stürzt wurde , schaute ich mir im
Fernsehen die Bundestagsdeb atte an . D as , was ich
von den damals im Bunde stag vertretenen Partei-
en zu hören b ekam, rief b ei mir das Gefühl hervor,
dass do ch dringend b ei solchen D eb atten auch
no ch etwas andere s zu hören sein sollte . Also woll-
te ich die Partei stärken, die mir damals als wirkli-
che Alternative erschien, Die Grünen . D ass ich
meinen Gefühlen folgte und Mitglied der Grünen
wurde , hatte allerdings durchau s auch rationale
Gründe : Ich war damals schließlich zu der Mei-
nung gekommen, dass die B etätigung auf p arla-
mentarischer Eb ene eine durchau s sinnvolle Er-
gänzung zu den außerp arlamentarischen Aktivitä-
ten sein könne . Mir erschien es sinnvoll, mit den
Grünen der etablierten Politik eine Alternative
entgegenzustellen und für diese innerhalb wie au-
ßerhalb der Parlamente zu kämpfen : Die Anliegen
der Bürgerinitiativen, der Friedensb ewegung und
anderer Gruppen in den Parlamenten aufs Ent-
schiedenste vertreten und die Öffentlichkeitswir-
kung de s Parlaments nutzen und damit zu einer
Verbreiterung ökologischer, friedenspolitischer
und neuer sozialer Gedanken b eitragen − d as
schien mir ein üb erzeugender Ansatz zu sein . Also
die p arlamentarische Vertretung als das » Spiel-
b ein« der B ewegung anzu sehen, während d as
»Standb ein« , die eigentliche politische Kraft, wei-
ter die Initiativen und Bürgerb ewegungen sein
sollten .

Nur wenige Monate nach meinem Parteiein-
tritt wurde ich gefragt, ob ich b ereit wäre , mich im
Landkreis Sigmaringen als Kandidat für die Land-
tagswahl zur Verfügung zu stellen, die im Frühj ahr
1 9 84 anstand . Klar war dab ei von vornherein, d ass
aufgrund de s Wahlverfahrens b ei den b aden-
württemb ergischen Landtagswahlen keinerlei
Au ssicht darauf b e stand , mit einer Kandidatur in
die sem » schwarzen« Wahlkreis ins Lande sp arla-
ment einziehen zu können . Die se Chancenlo sig-
keit auf einen Parlamentssitz hat sich im Übrigen
bis heute nicht geändert. D e shalb hat der in Sig-
maringen wohnende heutige Ministerpräsident
Winfried Kretschmann auch stets im für einen
grünen Kandidaten au ssichtsreichen Wahlkreis
Nürtingen kandidiert.

Bewusstseinsbildung durch Wahlkampf

Warum war ich d ann trotz dieser Aussichtslo sig-
keit auf einen Parlamentssitz zu einer Kandid atur
b ereit? Mir war wichtig, den Wahlkampf in erster
Linie zu nutzen, um zur B ewusstseinsbildung der
B evölkerung b eizutragen . Allerdings war e s auch
ein wesentlicher B eitrag zu meiner eigenen B e-
wu sstseinsbildung . In der Vorb ereitung auf den
Wahlkampf musste ich mich in viele Themen neu
einarb eiten, mir Informationen einholen und viel
lernen, sowohl üb er die Grünen, als auch die Lan-
despolitik von B aden-Württemb erg sowie den

Landkreis Sigmaringen . D ann führte ich einen in-
tensiven Wahlkampf mit rund 3 0 Veranstaltungen
im Landkreis und nutzte meine Kandidatenfunkti-
on für zahlreiche Presseb erichte . D ort warb ich
unter anderem für eine Abkehr von einem wachs-
tumsorientierten Indu striekurs und für einen
grundlegenden Gesellschaftswandel , zeigte die
Gefahren einer »Sicherheitspolitik« auf, die zu ei-
ner wahnsinnigen Anhäufung von Massenver-
nichtungsmitteln geführt hatte sowie eine stei-
gende Kriegsgefahr nicht zuletzt durch die in B a-
den-Württemb erg und B ayern gerade stationier-
ten Pershing-II-Raketen und setzte mich für »Frie-
den schaffen ohne Waffen« ein . Nicht müde wur-
de ich allerdings auch, immer wieder eindringlich
darauf hinzuweisen, dass e s wichtig sei, mit der
Stimmabgab e die eigene politische Verantwor-
tung nicht an Parteien und deren Vertreter zu de-
legieren, sondern selb er aktiv zu werden o der zu
bleib en . Ob die Grünen in den Parlamenten etwas
erreichen können, hänge in großem Maße davon
ab , was sich außerhalb der Parlamente tue . D es-
halb sei die außerp arlamentarische Arb eit von
uns allen wichtig .

Ein p aar Jahre später, b ei der Bundestagswahl
1 9 9 0 , wurde ich von den Grünen als Kandid at in
meinem Wahlkreis nominiert. D a ich mich um kei-
nen Platz auf der Landesliste b emühte , hatte ich
schon de shalb keinerlei Möglichkeit, in den Bun-
destag einzuziehen. Auch hier war e s mir wieder
wichtig, den Wahlkampf als günstige Gelegenheit
zu nutzen, um für Ziele zu werb en, die mir b edeut-
sam sind . D ab ei konzentrierte ich mich schwer-
punktmäßig auf Friedenspolitik. Ich trat für eine
radikale Abrüstung, eine umfassende Entmilitari-
sierung und eine neue europ äische Friedensord-
nung ein . Nach dem Ende de s O st-West-Konflikts
schienen die Chancen für eine solche neue Politik
j a nicht ganz schlecht. Zudem kritisierte ich das
Eintreten vornehmlich konservativer Politiker für
den Erhalt der militärischen Einrichtungen und
gegen eine Truppenreduzierung im ländlichen
Raum . Um d as Problem von militärabhängigen Ar-
b eitsplätzen und Einkommen gerade im ländli-
chen Raum wirklich lö sen zu können, müssten al-
le Kräfte auf einen zivilen Umb au die ses Raumes
hin konzentriert werden . D eshalb schlug ich un-
ter anderem vor, d ass zum B eispiel der Landkreis
Sigmaringen einen »regionalen Abrüstungs-
ratschlag« sowie eine Stelle für Abrü stungspla-
nung einrichten solle .

D as Interesse an die sen Friedens-, Abrüstungs-
und Konversionsthemen war allerdings nicht b e-
sonders groß . Jetzt, üb er zwei Jahrzehnte später,
da der Landkreis Sigmaringen von Standortschlie-
ßungen b etroffen ist, sind Gej ammer und Wehkla-
gen b ei Politikern groß, weil sie die se Entschei-
dung scheinb ar völlig unvorb ereitet trifft.

Ab er 1 9 9 0 war auch d as Interesse an friedens-
und abrüstungspolitischen Fragen selb st im eige-
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nen Kreisverb and der Grünen gering. D ort hatten
Winfried Kretschmann und seine Anhänger b e-
reits ganz andere s im Sinn als gerade eine solche
neue Friedenspolitik, die ihnen vor dem Hinter-
grund ihrer an d as konservative Umfeld angep ass-
ten »Reformpolitik« sicherlich viel zu radikal war.
D as konnte ich b ei einer Mitgliederversammlung
nach der Bunde stagswahl, b ei welcher die Wahl
au sgewertet wurde , no chmals eindrücklich erle-
b en . Dies war im Übrigen zugleich meine letzte
Teilnahme an einer Sitzung die ser Partei .

E s dauerte no ch üb er eineinhalb Jahre bis zum
Sommer 1 9 9 2 , dann stand mein Entschlu ss fest:
Nach zehn Jahren Mitgliedschaft Austritt aus der
Partei Die Grünen . E s war vor allem die immer
stärkere Konzentration auf die Arb eit in den Parla-
menten und die B estrebungen, an Regierungen
b eteiligt zu sein, die für meinen Entschlu ss au s-
schlagend waren . » Spielb ein« und » Standb ein« wa-
ren inzwischen gänzlich vertau scht worden .

D as Ende der Illusionen

In meiner Austrittserklärung vom 2 5 . Juni 1 9 9 2
schrieb ich unter anderem :

»Politisch ist eine Reformpolitik dringend er-
forderlich . Einer solchen Reformpolitik mit der
erforderlichen Tiefe und Radikalität stehen DIE
GRÜNEN ab er in zunehmendem Maße eher im
Wege als sie sie b efördern helfen . D enn in dieser
Partei greift immer stärker ein Politikverständnis
um sich, das den Heb el für ge sellschaftliche Ver-
änderungen im Parlament sucht. Viele GRÜNE
verhalten sich so , als ob e s nichts Wichtigere s gä-
b e , als möglichst viele Wahlprozente einzufahren .
Sowohl im Erscheinungsbild als auch in den Inhal-
ten ist eine sehr starke Annäherung an die b e ste-
henden ge sellschaftlichen Verhältnisse zu b eob-
achten . D o ch die schwerwiegenden politischen
Entscheidungen werden nicht in den Parlamen-
ten, sondern in den Zentralen der B anken, Groß-
konzerne und Indu strieverb ände o der zumindest
unter Rücksicht auf deren Intere ssen gefällt.
Wenn die b e stehenden re alen ge sellschaftlichen
Machtverhältnisse nicht einmal mehr richtig the-
matisiert werden, dann kann schon gleich gar
nichts zu ihrem Abb au b eigetragen werden . So
kommt eine Reformpolitik zu stande , die mit Re-
formen an den Symptomen ansetzen will, ohne
die Ursachen der Krisen im Blick zu b ehalten. B ei
diesem Vorgehen können Reformprogramme
zum Umweltschutz, zur Arb eitsb eschaffung, zur
Entwicklungshilfe , zur Abrüstung lediglich die
Wirkung von Kopfschmerztabletten entfalten,
welche die B eschwerden lindern, ab er nicht die
Krankheit heilen .

Ich will nicht mehr b ei den GRÜNEN mitma-
chen, weil ich zutiefst davon üb erzeugt bin, dass
sich unter den gegeb enen Verhältnissen die not-
wendigen politischen und ge sellschaftlichen Ver-
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änderungen in erster Linie nicht durch wählende ,
sondern nur durch handelnde Menschen b ewir-
ken lassen ! Mit meinem Au stritt au s den GRÜNEN
will ich deshalb in meiner Umgebung ein Signal
d afür setzen, dass e s wichtig ist, seine politische
Verantwortung nicht an Parteipolitiker abzutre-
ten . Durch das Kreuzchenmachen b ei Wahlen
d arf sich niemand aus die ser Verantwortung da-
vonstehlen . Politische s Engagement außerhalb
von Parteien und Parlamenten tut not ! «

Diese Entwicklung, die ich damals kritisierte ,
sehe ich durch den Fortgang der Geschichte b e-
stätigt. Die Grünen traten 1 9 9 8 in die Bunde sre-
gierung ein, und vorb ei war e s mit dem früheren
B ekenntnis zur Gewaltfreiheit: Unter der rot-grü-
nen Bundesregierung b eteiligte sich D eutschland
erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg zunächst am
Ko sovo-Krieg und war kurz darauf am Krieg in Af-
ghanistan b eteiligt. D amit wurde mit Unterstüt-
zung der Grünen etwas vollzogen, was die Kohl-
Regierung zwar angestrebt, ab er so zuminde st zu
diesem Zeitpunkt hätte nicht durchsetzen kön-
nen : alle B egrenzungen für Militäreinsätze abb au-
en, die Bunde swehr als gleichb erechtigt in den
Zu sammenhang von Nato und EU einbringen und
an weltweiten Kriegseinsätzen teilnehmen . Hätte
Kohl dies gemacht, hätte es völlig andere Wider-
stände gegeb en als d ann mit einer ziemlich ge-
schwächten Friedensb ewegung möglich war, de-
ren einer Teil mit den Grünen zu B ellizisten mu-
tierte . Um den Preis der Machtb eteiligung willen
hat die ehemalige Friedensp artei also 1 9 9 9 den
Ko sovo-Krieg und damit die Abkehr von einer
grundsätzlich gewaltfreien Außenpolitik b e-
schlo ssen .

Auch das umstrittene B ahnproj ekt » Stuttgart
2 1 « ist ein B eispiel für grüne Machtpolitik auf Ko s-
ten einer Protestb ewegung . Die Protestwelle ge-
gen das Stuttgarter B ahnproj ekt sowie die atoma-
re Katastrophe von Fuku shima verbunden mit ei-
ner gestärkten Anti-AKW-B ewegung hatten maß-
geblich dazu b eigetragen, dass e s mit Winfried
Kretschmann den ersten grünen Ministerpräsi-
denten gibt. Kaum im Amt, zeigt sich die ser mit
dem grünen Anteil seiner Landesregierung schon
als Umfaller. Statt entsprechend der Hoffnungen
der B ahngegner alles zu tun, um das B ahnproj ekt
zu stoppen, finden sich die Grünen in Land und
Bund nun ziemlich klaglo s mit dem Weiterb au
von Stuttgart 2 1 ab .

Andererseits ist gerade der 2 0 1 1 für D eutsch-
land b eschlo ssene Atomau sstieg ein eindrucks-
volle s B eispiel dafür, welche verändernde Kraft
außerparlamentarische B ewegungen entfalten
können. Wer hätte denn Anfang de s Jahre s 2 0 1 1
geglaubt, dass die schwarz-gelb e Regierungsko ali-
tion die Ab schaltung von acht Atomkraftwerken
no ch in demselb en Jahr b eschließen würde ? Hat-
te die Regierung Merkel do ch eb en erst eine Lauf-
zeitverlängerung für diese AKWs b eschlo ssen −



trotz großer Proteste der Anti-AKW-B ewegung.
D ann folgte die verheerende Katastrophe von Fu-
ku shima. Die Wut, die viele Menschen angesichts
der Tragö die in Jap an und den Folgen für die Men-
schen p ackte , wurde zu einer Art »erneuerb arer
Energiequelle« und mündete in massenhaften
Protest. Förderlich dafür war das engmaschige
Netzwerk der Anti-Atom-B ewegung in D eutsch-
land , das durch das Engagement vieler hundert-
tausender Menschen in den vergangenen Jahren
und Jahrzehnten geknüpft worden ist. Die ses
Netzwerk war sofort nach dem 1 1 . März hand-
lungsfähig . Die Kanzlerin b egriff sofort, d ass sie
vor diesem Hintergrund in der Atompolitik nicht
fortfahren konnte wie zuvor. Und so wurde ein
plötzlicher Wandel möglich . Ein rie sengroßer Er-
folg für alle , die sich oft j ahre- o der j ahrzehntelang
in die ser S ache engagiert hab en .

D as halte ich also weiter für wichtig : Bündnis-
se innerhalb der Zivilge sellschaft zu bilden, mit al-
len Gruppen, Organisationen und Institutionen,
die sich b emühen, politische , sozio-ökonomische ,
friedenspolitische und ökologische Regulierun-
gen, Gesetze und Verhaltensweisen zu entwi-
ckeln, welche in der Lage sind , negative Entwick-
lungen und Strukturen zu korrigieren . E s geht also
darum, mit solchen Bündnissen politisch auf kom-
munaler, nationaler, europäischer und glob aler
Eb ene intervenieren zu können . Letztlich mu ss
die se Einflu ssnahme d arauf zielen, b estehende In-
stitutionen und Politik dahin zu bringen, sich an
den langfristigen Entwicklungszielen au szurich-
ten. Solche wiederum ergeb en sich aus der not-
wendigen Utopie einer Ge sellschaft, in der alle
Platz hab en, also in Üb ereinstimmung mit der Na-
tur leb en können . Außerordentlich hilfreich ist e s ,
wenn in solchen Bündnissen alte soziale B ewe-
gungen wie Gewerkschaften mit den neuen sozia-
len B ewegungen zu sammenarb eiten . Und dann
geht e s auch darum, Bündnispartnerinnen und
-p artner innerhalb der b e stehenden politischen
Institutionen zu gewinnen. Aktuelle B eispiele sol-
cher Bündnisse , die ab er wiederum nur sehr
punktuell ansetzen, sehe ich unter anderem in der
»Ko operation für den Frieden« , dem Trägerkreis
»Atomwaffen ab schaffen« und seinen Kamp ag-
nen, der Kampagne »Aktion Aufschrei − Stoppt
den Waffenhandel ! « , der Drohnen-Kamp agne , der
Kamp agne » Schulfrei für die Bundeswehr« , der
Kamp agne »Steuer gegen Armut« , der Kamp agne
für S aub ere Kleidung .

Ein grundlegender Wandlungsprozess
ist notwendig

D o ch d as alle s wird meines Erachtens nicht aus-
reichen, um die großen Herausforderungen zu b e-
wältigen, vor welchen wir stehen. D azu gehört die
Entwicklung eine s Wirtschaftssystems , »das die
B egrenztheit der Erde ernst nimmt und de shalb

deren reiche Ressourcen nur für die qu alitative
Verb esserung de s Leb ens der Weltb evölkerung
nutzt − nicht ab er für das Wachstum der Renditen
von Kapitaleigentümern . « 1 ) Eine weitere Heraus-
forderung − zum Teil damit zu sammenhängend −
ist die Üb erwindung von Kriegen und anderen
Formen von Gewalt. D eshalb mu ss es um einen
notwendigen tiefgreifenden gesamtkulturellen
Wandel gehen. »E s mu ss um die Gewinnung
grund sätzlich neuer Formen von Kultur, Leb ens-
führung und Gesellschaftsge stalt gehen« , so Ul-
rich Duchrow. » Sie mu ss mehr auf Ko operation
statt Konkurrenz aufgeb aut sein, eine neue B alan-
ce weiblicher und männlicher We senszüge ent-
halten, auf j eden Fall die Grundb edürfnisse der
Menschen und die Üb erleb ensfähigkeit der natür-
lichen Grundlagen in den Vordergrund rücken −
im Gegensatz zu Reichtums- und Herrschafts-
wachstum . D e ssen Erfolg wird traditionell gemes-
sen an einem einzigen Indikator, dem (monetär
ausgedrückten) Wachstum de s Brutto sozialpro-
dukts . « 2 )

Neb en den unmittelb aren politischen Inter-
ventionen mit unseren Bündnissen, mit denen
wir die schlimmsten Üb el abzuwenden versu-
chen, mu ss es also in langfristiger Perspektive um
einen solchen grundlegenden Wandlungsproze ss
gehen . D eshalb gilt e s , möglichst viele Menschen
zu gewinnen, »um sich dem konkreten emanzip a-
torischen Kampf anzu schließen, der um der
Menschheit und der Erde und damit auch um ih-
rer selb st und ihrer Nachkommen willen geführt
werden muss . Nur von unten kann eine neue Ord-
nung wachsen unter direkter Partizip ation der
ganzen Vielfalt solidarisch gewordener Men-
schen und Gruppen . « 3 )

E s gilt also , die Zu sammenhänge zu verstehen
und in transformatorischer Weise zu handeln.
Hierfür würde e s sehr hilfreich sein, wenn sich
Menschen zu B asisgemeinschaften zu sammen-
schließen, kleine Zellen bilden . Willi Haller hat
ein d amit verbundene s Politikverständnis für
mich in seinem Buch »Ohne Macht und Mandat«
üb erzeugend dargelegt. So üb erzeugend , dass es
mir b ei meinem Ab schied von meinen p arteipoli-
tischen Illu sionen sehr hilfreich war.

Haller führt aus : Wer politisch etwas verän-
dern wolle , ohne d ab ei die Instrumente von
Macht, Herrschaft und Gewalt zu verwenden,
dem bleib e die B ildung von Gemeinschaften von
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1 ) Ulrich Duchrow und Franz Segb ers (Hrsg .) : Frieden mit dem Ka-
pital? Wider die Anp assung der evangelischen Kirche an die
M acht der M arktwirtschaft. Publik-Forum Verlagsge sellschaft,
Ob erursel 2 0 0 8 , S . 8

2 ) Ulrich Duchrow: Wahrheit, Versöhnung und Neuanfang auch im
Westen? , in : Wahrheit, Versöhnung und Neu anfang auch im Wes-
ten - o der nur im Süden und O sten? Von Ulrich Duchrow, u . a. , Son-
derdruck der Junge Kirche , B eilage zu Heft 4/April 1 9 97, S . 8 3 f.

3) Ulrich Duchrow/Reinhold B ianchi/René Krüger/Vincenzo Pe-
tracca: Solidarisch Mensch werden . Psychische und soziale D e-
struktion im Neolib eralismu s − Wege zu ihrer Üb erwindung . Ver-
lag : Vsa; Publik-Forum, 2 0 0 6 , S . 397



gleichge sinnten Menschen . Die se Gemeinschaf-
ten b etrachten sich »gemeinsam als eine Pionier-
gesellschaft, deren Aufgab e es ist, unter Verzicht
auf Macht und Mandat ihren politischen Willen in-
nerhalb der eigenen Strukturen zu verwirklichen,
also sich selb st individuell und kollektiv in die
Pflicht zur Umkehr und zur Veränderung zu neh-
men. Sie gleichen so den Pionierpflanzen, die
nach Naturkatastrophen o der in unwirtlichen Ge-
bieten als erste B o den b esiedeln und ihn so vorb e-
reiten für die B e siedlung durch andere . « 4)

D as vorrangige Ziel der politischen Arb eit ist
dann »nicht die nationalstaatliche Großge sell-
schaft, sondern die B ildung einer alternativen Ge-
sellschaft innerhalb der Großgesellschaft, ohne
sich durch deren Grenzen einschränken zu lassen .
D ab ei geht e s im ersten Schritt um die B ildung von
B asisgemeinden, also von üb erschaub aren solida-
rischen Gemeinschaften . (. . . ) Die Veränderung
der eher ablehnend und feindselig gesinnten
Großgesellschaft ist erst als sekundäre s , indirek-
tes Ziel ins Auge gefaßt (. . . ) . Die Vorstellung von
der Veränderung der politischen Land schaft der
Großgesellschaften b asiert nicht auf Mitteln der
Macht. Die Veränderung soll also nicht erzwun-
gen werden . Sie ist nicht mehr als ein Angeb ot, das
auf einem konkreten ge sellschaftlichen B eispiel
aufb aut. « 5 )

»Jesuanische Politik«

Nach Willi Haller ist also das b eispielhafte Han-
deln einer Gemeinschaft der Weg, der letztlich
auch zur politischen Veränderung führen soll . »Je-
suanische Politik« , wie er seinen Ansatz b ezeich-
net, »unter Verzicht auf die Au sübung von Macht
und Herrschaft kann als Träger für ihre Durchset-
zung nur auf die Gemeinschaft der Gleichge sinn-
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ten b auen und auf die Hoffnung, daß diese Ge-
meinschaft wächst, sich mit anderen netzartig ver-
bindet und schließlich für die nationalstaatlichen
Großgesellschaften zum nachahmenswerten B ei-
spiel wird . Die ser Weg zur Durchsetzung politi-
scher Ziele b eginnt also mit dem Selb stversuch
und der Selb stverpflichtung, individuell wie kol-
lektiv. D ab ei kann die kollektive Dimension nicht
ho ch genug b ewertet werden . Schließlich geht es
vor allem um soziale Probleme und d amit um die
solid arische Gemeinschaft und Ge sellschaft, die
irgendwann weltumsp annende Dimensionen an-
nehmen muß . « 6)

Diese Gedanken aufnehmend geht es mir um
eine Art D oppelstrategie . Einerseits der Versuch,
solche Gemeinschaften und kleine Zellen zu bil-
den, die gemeinsam neue Formen de s Wirtschaf-
tens entwickeln sowie soziale und politische Ver-
antwortung üb ernehmen . E s geht dab ei insge-
samt um ein klare s Nein zum gegenwärtigen polit-
ökonomischen Gesamtsystem, glaubwürdig ge-
macht durch die Mo dellarb eit an radikalen Alter-
nativen im Kleinen . Andererseits sind unmittelb a-
re politische Interventionen erforderlich, um die
Macht zuminde st ein Stück weit zu zähmen . Hier-
für ist die B ildung von Bündnissen auf allen Eb e-
nen erforderlich, um sich damit politisch einmi-
schen zu können. Hierfür können auch Bündnis-
partnerinnen und -partner in Parteien und Parla-
menten sinnvoll sein . Wer sich als Pazifistin, als Pa-
zifist zutraut, die sen Weg zu gehen, ohne sich da-
b ei verbiegen zu lassen, soll ihn gehen . Möglichst
illu sionslo s . Und möglichst, ohne b ei anderen Illu-
sionen zu schüren, was auf diesem Weg möglich
ist. Mein eigener Weg ist das nicht (mehr) .
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